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Liebe Leserinnen und Leser,

auf unserer Winterklausur haben wir FREIE 
WÄHLER selbst erlebt, was Stillstand beim Digi-
talausbau in Bayern bedeutet. Ein weißer Fleck 
im angeblich so gut ausgebauten Handynetz im 
Stimmkreis von Horst Seehofer traf auf einen un-
glücklichen Defekt im Glasfaserkabel – und schon 
war die moderne Kommunikation beendet.

Uns FREIE WÄHLER hat dies wieder einmal gezeigt, 
dass im Freistaat mit den Chancen der Digitalisie-
rung sträflich umgegangen wird. Wir müssen unbe-
dingt mehr Anstrengungen in Bezug auf die Digi-
talisierung unternehmen, ansonsten verlieren wir 
den Anschluss, gerade auch im ländlichen Raum. 
Einer OECD-Studie zufolge liegen Deutschland und 
Bayern beim Glasfaserausbau bereits jetzt hinter 
Ländern wie Ungarn, der Türkei oder Mexiko – ganz 
zu schweigen von Korea, Japan, dem Baltikum oder 
Skandinavien. 

Es wird daher höchste Zeit, dass ein besserer Breit-
band-Internetzugang zur Grundversorgung zählt. 
Das hat die Bundesregierung bisher verschlafen. 
Auch im neuen Koalitionsvertrag werden nur Digi
talisierungsziele genannt, wie sie in bisherigen 
Koalitionsverträgen standen – das Ergebnis ist ja 
bekannt. 

Damit die Digitalisierung umfassend vorange-
bracht werden kann, muss wenigstens die techni-
sche Grundvoraussetzung stehen. Dazu brauchen 
wir mehr als eine Grundversorgung von 50 MBit/s  
und große Lücken im Mobilfunknetz. Um für die 
Zukunft gerüstet zu sein, fordern wir Glasfaser in 
jedem Haus – das muss zum Standard werden und 
zwar schnell. Allein: Im neuen Koalitionsvertrag 
ist das Wort Glasfaser nicht einmal zu finden. Um 
das zukunftsweisende Thema Digitalisierung auf 
allen Ebenen voranzubringen, fordern wir FREIE 
WÄHLER deshalb ein Ministerium für Energie und 
Digitalisierung. 

Wie wichtig die Digitalisierung für die Menschen in 
Bayern und die Zukunft unserer Heimat ist sowie 
über unsere weitere parlamentarische Arbeit lesen 
Sie in dieser Ausgabe.

Viel Freude beim Lesen wünscht Ihnen

 
Hubert Aiwanger, MdL und Fraktionsvorsitzender

Bayerns
	 digitale Zukunft. 
Packen wirʼs an!

Dr. Hans Jürgen Fahn, MdL 
Mitglied im Ausschuss für Arbeit  

und Soziales, Familie, Jugend  
und Integration, generationenpoli- 

tischer Sprecher, Sprecher für Ver
triebene und Flüchtlinge, Mitglied 

im Bundes- und Europaausschuss, 
entwicklungspolitischer Sprecher

Prof. (Univ. Lima)  
Dr. Peter Bauer, MdL 

Stellvertretender Fraktionsvorsit-
zender, pflegepolitischer Sprecher, 
kulturpolitischer Sprecher, Mitglied 

im Ausschuss für Wissenschaft 
und Kunst, Frankensprecher

Thorsten Glauber, MdL 
Stellvertretender Fraktionsvorsit-
zender, Mitglied im Wirtschafts-

ausschuss, Mitglied im Haushalts-
ausschuss, wirtschaftspolitischer 

Sprecher, energiepolitischer 
Sprecher, sportpolitischer Sprecher

Eva Gottstein, MdL 
Stellvertretende Vorsitzende des 

Ausschusses für Kommunale 
Fragen, Innere Sicherheit und 

Sport, Mitglied im Ausschuss für 
Fragen des Öffentlichen Diens-

tes, frauenpolitische Sprecherin, 
jugendpolitische Sprecherin

Johann Häusler, MdL 
Mitglied im Landwirtschafts-
ausschuss, handwerks- und 

mittelstandspolitischer Sprecher, 
Mitglied im Wirtschaftsausschuss

Joachim Hanisch, MdL 
Mitglied im Ausschuss für  
Kommunale Fragen, Innere  

Sicherheit und Sport, Sprecher für 
kommunalpolitische Fragen

Dr. Leopold Herz, MdL 
Agrar- und forstpolitischer  

Sprecher, Mitglied im Ausschuss 
für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, Mitglied im Ausschuss für 

Bildung und Kultus

Nikolaus Kraus, MdL 
Mitglied im Ausschuss für Umwelt 
und Verbraucherschutz, Sprecher 

für Verbraucherschutz

Prof. Dr.  
Michael Piazolo, MdL 

Vorsitzender des Ausschusses 
für Wissenschaft und Kunst, 

hochschul- und medienpolitischer 
Sprecher, bildungspolitischer Spre

cher, Mitglied im Ausschuss für 
Bildung und Kultus

Peter Meyer, MdL 
Vizepräsident des Bayerischen 

Landtags, stellvertretender  
Vorsitzender des Ausschusses  

für Fragen des öffentlichen  
Dienstes, kirchenpolitischer  

Sprecher für die evangelisch- 
lutherische Kirche

Bernhard Pohl, MdL 
Finanzpolitischer Sprecher, 

Mitglied im Haushaltsausschuss, 
vertriebenenpolitischer Sprecher, 

stellvertretender Vorsitzender 
im Untersuchungsausschuss 

„Bayern-Ei“

Gabi Schmidt, MdL 
Sozial-, asyl- und familien

politische Sprecherin, Mitglied im 
Sozialausschuss, Mitglied  

im Ausschuss für Bundes- und 
Europaangelegenheiten

Dr. Karl Vetter, MdL 
Gesundheitspolitischer Sprecher, 

Mitglied im Ausschuss für  
Gesundheit und Pflege

Florian Streibl, MdL 
Parlamentarischer Geschäftsführer 

und Mitglied im Ausschuss für 
Verfassung, Recht, Parlaments- 
fragen und Verbraucherschutz, 

rechtspolitischer Sprecher,  
kirchenpolitischer Sprecher

Jutta Widmann, MdL 
Mitglied im Ausschuss für  

Eingaben und Beschwerden, Mit-
glied im Arbeitskreis Kommunales, 

Wirtschaft und Finanzen

Benno Zierer, MdL 
Mitglied im Ausschuss für  

Umwelt und Verbraucherschutz, 
Sprecher für Umwelt- und  
Klimaschutz, Mitglied im 

Ausschuss für Eingaben und 
Beschwerden

Sie haben es sicher schon gemerkt: Das Magazin der FREIEN WÄHLER hat einen neuen Namen bekommen. Durch 
unsere starke Verwurzelung in unzähligen Kommunalparlamenten kennen wir die Wünsche und Bedürfnisse  
unserer Bürger aus erster Hand. Wir sind also tagtäglich „nah dran“ und setzen uns mit unserer Arbeit für mehr  
Demokratiebeteiligung ein. Weil Nähe der Schlüssel zu mehr Verständnis ist. 

Nah dran 
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Bayerns Zukunftsthemen
auf dem Prüfstand 
Bei unserer Klausur in Neuburg an der Donau haben wir drei Tage lang über die großen Zukunftsthemen in 

Bayern beraten – auch über die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Dabei hat sich einmal mehr  

gezeigt: Im Freistaat bleibt viel zu tun.

Im Januar ziehen sich die Landtagsfraktionen tra-
ditionell zu ihren Winterklausurtagungen zurück, 
um ihre politischen Schwerpunkte und Ziele für die 
kommenden Monate festzulegen. Auch wir FREIE 
WÄHLER haben in Neuburg an der Donau drei Tage 
lang über unsere parlamentarische Arbeit beraten. 
Den Fokus haben wir diesmal auf die bessere Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf gelegt. 

Nicht zuletzt aufgrund der gestiegenen Erwerbsbe-
teiligung von Frauen stehen viele Familien aktuell 
vor der Frage, wie sie Familie und Beruf organi-
sieren können, um den Bedürfnissen aller Fami-
lienmitglieder gerecht zu werden. Bei der Kinder-
betreuung bleiben in aller Regel immer noch die 
Frauen zuhause. Um die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf zu fördern und gerade Frauen den Zu-
gang zur Erwerbstätigkeit zu ermöglichen, braucht 
es deshalb vor allem eins: eine gute und passende 
Kinderbetreuung. 

Das ist einer der Gründe, warum wir FREIE WÄHLER  
uns für eine kostenfreie Kinderbetreuung von der 
Krippe bis zur Einschulung einsetzen. Bei dem Be-
such eines Kindergartens haben wir diese Forde-
rung noch einmal bekräftigt und dafür geworben, 
die Betreuung in den Randzeiten auszubauen. Nötig 

ist nach unserer Ansicht zudem eine Art Grund
finanzierung vom Freistaat, damit die Kindertages-
einrichtungen finanziell abgesichert sind und die 
Betreuung auch in den Morgen- und Abendstunden 
gewährleistet ist. 

Doch auch Betriebe können viel dafür tun, um 
Familien zu unterstützen. Die Audi-Werke in In-
golstadt, die ebenfalls auf unserer Besuchsliste 
standen, gehen hier mit gutem Beispiel voran und 
bieten ihren Mitarbeitern und deren Familien um-
fangreiche Betreuungsmöglichkeiten. Das verdient 
höchste Anerkennung – und ist leider immer noch 
keine Selbstverständlichkeit. Wir FREIE WÄHLER 
werden die Staatsregierung deshalb drängen, ein 
solches Engagement durch angemessene politi-
sche Rahmenbedingungen zu unterstützen, um 
dieses auf breitere Beine zu stellen. 

Wie Frauen in Führungspositionen gebracht wer-
den können, haben wir ebenfalls mit der Audi- 
Geschäftsleitung diskutiert. Obwohl heute ebenso 
viele Frauen einen Hochschulabschluss haben und 
genauso gut qualifiziert sind wie Männer, bleibt 
der Anteil von Frauen in Führungspositionen seit 
Jahren unverändert niedrig. Audi hat deshalb eine 
freiwillige Zielquote eingeführt – ein wichtiges  

Signal, das rasch Nachahmer finden muss, auch 
durch staatliche Unterstützung.

Während einer Besichtigung der Katholischen Uni-
versität Eichstätt-Ingolstadt (KU) haben wir mit 
Vertretern der Hochschule über die Förderung von 
Frauen in der Wissenschaft gesprochen. Häufig 
sind es die prekären Arbeitsverhältnisse im Hoch-
schulbereich, die insbesondere junge Frauen in der 
Familiengründungsphase trotz Eignung davon ab-
halten, sich für eine wissenschaftliche Karriere zu 
entscheiden. Hier erweist sich die KU als vorbild-
lich: Die Hochschulleitung hat ein Gleichstellungs-
konzept verabschiedet, um mehr Frauen an Lehr-
stühle zu berufen. 

Während unserer Tagung haben wir uns auch mit 
der aktuellen Energiepolitik der Staatsregierung 
befasst, die eine lokale Energiewende bislang 
verhindert und die Entwicklung neuer Techno-
logien sträflich ausbremst. Dabei zeigen Pilotan- 
lagen wie die der Bürgerenergiegenossenschaft 
Pfaffenhofen, dass eine Bürger-Energiewende mit 
innovativen Technologien und dezentraler Wert-
schöpfung möglich ist. Dort bedient man sich  
der Power-to-Gas-Technologie, die überschüssigen 
Strom aus Sonnen- und Windenergie nutzt, um 
daraus Methangas herzustellen. Auch im Bereich 
der Mobilität erachten wir diese Form der Energie-
gewinnung als zukunftsweisend. Deshalb sind wir 
überzeugt, dass diese Technologie endlich politisch 
stärker gefördert werden muss. 

Für die kommenden Monate haben wir uns deshalb 
vorgenommen, im Landtag weiter energisch darauf 
hinzuwirken, die durch die Staatsregierung ausge-
lösten Fehlentwicklungen zu korrigieren. Denn wir 
sind uns sicher: Vom richtigen Umgang mit diesen 
Themen hängt ab, ob es Bayern auch künftig gut geht.

Eva Gottstein, MdL, frauenpolitische Fraktionsspre-
cherin und gastgebende Abgeordnete

„Für die kommenden Monate 
haben wir uns deshalb vorge-
nommen, im Landtag weiter 
energisch darauf hinzuwirken,  
die durch die Staatsregierung 
ausgelösten Fehlentwicklungen  
zu korrigieren.“

Unsere Winterklausur in Neuburg an der Donau: 
Dort haben wir über unsere parlamentarische 
Arbeit in den kommenden Monaten beraten.

Auf der Agenda standen Besuche u. a. beim Audi-Werk in 
Ingolstadt … … auf der Audi-Teststrecke …

… Gespräche mit Kardinal Marx …

… bei der katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt …

… bei der Kindertageseinrichtung in Heinrichsheim …
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Fraktion intern



Joachim Hanisch, MdL und fraktions-
sprecher für Rettungsdienste und  
Katastrophenschutz

„Feuerwehrleute müssen  
bereit sein, im Zweifelsfall ihr  
eigenes Leben zu riskieren.“

98

(Von li. nach re.) Landtagsvizepräsident Peter Meyer, 
Joachim Hanisch und die stellvertretende Vorsitz
ende des Landtagsinnenausschusses Eva Gottstein 
beim Besuch der Berufsfeuerwehr in München.

Bei der feierlichen Ehrung im Maximilianeum in München 
betonte Landtagspräsidentin Barbara Stamm, dass die Ver-
fassungsmedaille Ausdruck großer Wertschätzung sei. Mit 
der Auszeichnung in Silber würdigt der Freistaat Aiwangers 
langjähriges politisches Engagement: Seit 2006 ist er Landes-
vorsitzender, seit 2008 Landtagsabgeordneter und seit 2010 
Bundesvorsitzender der FREIEN WÄHLER.

Viele politische Forderungen hat sich Aiwanger seitdem auf 
die Fahnen geschrieben: Abschaffung der Studiengebühren, 
Kampf für die Rückkehr zum neunjährigen Gymnasium und 
die aktuelle parlamentarische Initiative zur Abschaffung der 
Straßenausbaubeiträge, um nur einige zu nennen.

Mit seiner Politik hat er sich nicht nur um die Interessen  
seiner Heimatregion verdient gemacht, sondern auch das po-
litische Profil unserer Partei und unserer Fraktion maßgeb-
lich geschärft. Es ist auch sein Verdienst, dass die FREIEN  
WÄHLER inzwischen nicht nur in Kommunen und dem Baye
rischem Landtag, sondern auch im Europäischen Parlament 
vertreten sind. 

In den vergangenen Jahren habe ich Hubert Aiwanger als 
menschlich angenehmen, rhetorisch hochtalentierten und 
gerne auch mal unbequemen Wortführer kennengelernt. Nie 
ist er müde geworden, sich für die bayerischen Kommunen 
einzusetzen und gerade auch für die Nöte der Menschen im 
ländlichen Raum ein offenes Ohr zu haben.

Wir als Fraktion sind dankbar, eine Führungspersönlichkeit 
wie ihn an unserer Seite und an unserer Spitze zu wissen.  
Hubert Aiwanger hat ein feines Gespür dafür, was die Men-
schen im Innersten bewegt, und wir sind sicher: Für ihre  
Belange wird er sich auch in den kommenden Jahren mit 
Nachdruck und Beharrlichkeit einsetzen.

Hubert Aiwanger 
	 erhält Verfassungsmedaille  
		  in Silber Seit 1961 verleiht der Freistaat jährlich am 1. Dezember  

die Bayerische Verfassungsmedaille, die mittlerweile den 

Rang eines Ordens hat. Gewürdigt werden damit Menschen, 

die sich in besonderer Weise für den Zusammenhalt in  

der Gesellschaft und für die Werte der Bayerischen Ver­

fassung einsetzen. Nun hat auch unser Fraktionsvorsitzen­

der Hubert Aiwanger die seltene Auszeichnung erhalten. 

Florian Streibl, MdL, parlamentarischer Geschäftsführer und 
Abgeordneter aus Oberammergau 

„Mit seiner Politik hat sich Hubert Aiwanger 
nicht nur um die Interessen seiner Heimat-
region verdient gemacht, sondern auch das 
politische Profil unserer Partei und unserer 
Fraktion maßgeblich geschärft.“

Hubert Aiwanger erhielt die Bayerische Verfassungsmedaille  
in Silber aus den Händen von Barbara Stamm. 

mit denen von Beschäftigten in anderen 
Berufen nicht zu vergleichen. Feuer-
wehrleute brauchen eine gute sportliche 
Kondition und müssen bereit sein, im 
Notfall ihr eigenes Leben zu riskieren. 
Zudem steigt die Arbeitsbelastung für  
jeden Einzelnen durch Spezialisierungen 
und aufwendige Aus- und Fortbildungen.

Leisten wollen das zurecht nur dieje-
nigen, die dafür einen gerechten Aus-
gleich erhalten – monetär, aber auch 
durch Freizeit. Doch in den vergangenen 
Jahren mussten die Berufs- und Werk-
feuerwehren neben der Verlängerung 
der Lebensarbeitszeit auch Gehaltskür-
zungen durch den Wegfall von Zulagen, 
Streichung von Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld und Haushaltssperren ver-
kraften. Gleichzeitig stieg die Einsatzbe-
lastung auf neue Rekordwerte.

Wir FREIE WÄHLER teilen deswegen die 
Ansicht der Deutschen Feuerwehr-Ge-
werkschaft, dass die Arbeits- und Aus-
bildungsbedingungen für hauptberufli-
che Feuerwehrleute verbessert werden 
müssen. Dazu haben wir im Landtag 

bereits diverse Anträge gestellt. In un-
serer jüngsten Initiative haben wir etwa 
gefordert, zusätzliche Ausbilder an den 
drei staatlichen Feuerwehrschulen ein-
zusetzen. Denn nur so können die Feu-
erwehrleute auf ihre anspruchsvollen 
und vielseitigen Tätigkeiten vorbereitet 
werden – und im Notfall sich und andere 
schützen. 

Die Berufs- 
feuerwehr München

Brandbekämpfung, technische Hilfeleis-
tung, medizinische Notfallhilfe und Kata- 
strophenschutz: All diese Aufgaben leis-
ten in Bayern sieben Berufsfeuerwehren, 
zahllose Freiwillige Feuerwehren sowie 
die hochspezialisierten Werkfeuerweh-
ren. Allein im Stadtgebiet München  
rücken Feuerwehrleute täglich zu 1.200 
Einsätzen zur Gefahrenabwehr oder zum  
Rettungsdienst aus. 

Um dieses Arbeitspensum zu stemmen, 
müssen sich die Feuerwehren ständig  
um die Nachwuchsgewinnung küm
mern. Das wird durch den demogra
phischen Wandel nicht leichter – die 
Bewerberzahlen sinken kontinuierlich. 
Zudem müssen die Berufsfeuerwehren 
mit Polizei und Bundeswehr um geeig-
nete Bewerber konkurrieren. Das ist  
schwierig, schließlich gibt es in Bayern –  
im Gegensatz zu Ländern wie Nord-
rhein-Westfalen – noch keine Berufs-
ausbildung für Feuerwehrmänner und 
-frauen. 

Hinzu kommt: Die Aufgaben, Art der 
Ausbildung und die Arbeitszeiten sind 

Rund 4.500 hauptberufliche Feuerwehrleute gibt es im Freistaat. Vor welchen Herausforderungen sie aktuell  

stehen und was sie sich von der Politik wünschen, haben wir bei einem Besuch der Berufsfeuerwehr München erfahren.
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Ludwig Thoma (1867–1921) ist für sei-
nen satirischen und schonungslos rea-
listischen Erzählstil bekannt, dem er in 
seinen Lausbubengeschichten immer 
wieder neuen Ausdruck verlieh. Nichts 
entging seinen Beobachtungen, die sich 
in eine mehr als spitze Feder ergossen. 
Weder die Alltagsschläue der oft „unge-
bildeten Bauern“, noch die Blasiertheit 
der Münchner Noblesse oder ihr wenig 
schmeichelhafter, aber überaus unter-
haltsamer Umgang miteinander. Für 
sein messerscharfes Bild der bayeri-
schen Bevölkerung gilt Thoma deshalb 
bis heute als Lichtgestalt der Heimatlite-
raturszene in Bayern.

Doch Ludwig Thoma besaß auch eine 
dunkle Seite: Denn der Schriftsteller, 
eigentlich von linksliberaler Gesin-
nung, wandelte sich in seinen letzten 
Lebensjahren zum rechten Brandstifter, 
der unverhohlen zum Mord aufrief und 
wohl auch Hitlers Hasstieraden mitin-
spirierte. Regelmäßig schrieb Thoma 
rechtsradikale Pamphlete, die im Mies-
bacher Anzeiger publiziert wurden –  
und dem unscheinbaren Lokalblatt viel 
Aufsehen und eine hohe Auflage be-
scherten. In diesen anonym verfass-
ten Texten präsentierte sich Thoma als 
schonungsloser Antisemit und zyni-
scher Menschenfeind. 

Wie soll man also damit umgehen, dass 
der Verfasser der „Heiligen Nacht“ und 
des „Münchners im Himmel“ und Chef-
redakteur der legendären linkslibera- 
len Satirezeitschrift „Simplicissimus“ am  
Ende seines Lebens zum eifernden An-
tisemiten wurde? Und kann man diesen 
düsteren Teil seines Lebens und Wirkens 
abtrennen von seinem Gesamtwerk, um 
ihn als geliebten und wortgewaltigen 
Humoristen zu retten? Bei unserem parla-
mentarischen Abend haben wir versucht, 
Antworten auf diese Fragen zu finden. 

Mit einer Aufführung des Thoma-
Klassikers „Erster Klasse“ erhielt das 
literarische Werk Thomas Raum. Unter 
der Regie von Martin Müller brachten 
Mitglieder der Spielergemeinschaft 
Oberammergau, allesamt aus der welt-
berühmten Passionsspielgemeinde, die-
sen rasanten Einakter auf die Bühne des 
Senatssaals im Bayerischen Landtag. 
Welche Rolle der Schriftsteller in der 
Münchner Literatur- und Theaterszene 
spielte, erörterte die Literaturwissen-
schaftlerin Prof. Dr. Gertrud Rösch, die 
bereits 1989 über Ludwig Thoma promo-
viert hat. Rösch betonte, dass die Werke 
Thomas bis heute nichts von ihrer 
Strahlkraft verloren hätten. Allerdings 
dürfe Thoma nicht nur aus der germa-
nistischen Perspektive betrachtet wer-

den; auch Politologen müssten sich mit 
ihm befassen. 

Das Argument, Thoma habe seine Ur-
heberschaft beim Miesbacher Anzeiger 
deshalb nicht preisgegeben, weil er sein 
literarisches Werk nicht habe infizieren 
wollen, scheitert jedenfalls an einer er-
nüchternden Erkenntnis: Der Antisemi-
tismus zieht sich wie ein roter Faden 
durch Thomas Leben und beschränkt 
sich mitnichten auf seine letzten Le-
bensjahre. Schon in seinen Dachauer 
Jahren hat Thoma anonym geschrieben 
und selbst im Simplicissimus Artikel 
verfasst, die nur so von judenfeindlichen 
Unterstellungen wimmeln. 

Muss Ludwig Thoma deshalb ad acta 
gelegt werden? Das wäre sicherlich der 
falsche Weg. Thoma erfordert eine viel-
schichtige Betrachtungsweise; für seine 
literarischen Errungenschaften darf und 
muss er sehr wohl gewürdigt werden. 
Sein Roman Andreas Vöst ist immer 
noch hochaktuell und seine Reden des 
Kaisers können auch künftig getrost zu 
Thomas besten Texten gezählt werden. 
Thoma muss im Kontext seiner Zeit ver-
standen werden; seine Sozialkritik ist 
zeitlos, seine offene Rechtsradikalität 
und menschenverachtende Hetze je-
doch unentschuldbar.

Ludwig Thoma:  
                Bayerische Ikone  
      oder rechter Hetzer?

Das Ansehen des oberbayerischen Schrift­

stellers Ludwig Thoma hat deutliche Risse 

bekommen, seit bekannt geworden ist, 

dass er in seinen letzten Lebensjahren 

rechte Hetzartikel verfasste. Bei dem  

parlamentarischen Abend „Ludwig  

Thoma – Dichter, Denker, Revolutionär“  

im Maximilianeum haben wir über die 

zwei Seiten des Autors diskutiert. 

Florian Streibl, MdL, parlamentarischer Geschäftsführer und Abgeordneter aus Oberammergau

Prof. Dr. Gertrud Rösch betonte, dass die Werke Thomas bis heute nichts von ihrer  
Strahlkraft verloren hätten.

Der Einakter „Erster Klasse“ ist ein Paradebeispiel 
für Thomas pointierten und humorvollen Stil.

Florian Streibl mit der Spielergemeinschaft Oberammergau, die  
den Einakter „Erster Klasse“ im Senatssaal des Landtags aufführte.

Im Steinernen Saal herrschte großer Andrang beim 
Parlamentarischen Abend zu Ludwig Thoma.
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Netzneutralität bewahren –  
Angebotsvielfalt stärken
Ob YouTube-Videos, aktuelle Nachrichten  

oder Twitter-Botschaften unserer Abge­

ordneten: Neutrale Netze leiten alle 

Inhalte gleichberechtigt durch, ohne nach 

der Herkunft der Datenpakete zu fragen. 

Doch die Netzneutralität ist gefährdet – 

mit weitreichenden Folgen für die Nutzer.

Was wäre, wenn ein Internetanbieter mit einer Online-Videothek koope-
riert und deren Konkurrenten ausbremst? Wenn er nur noch Zugang zu 
einer einzigen Suchmaschine gewährt? Oder Internetnutzer für ihre pri-
vate Homepage zusätzlich zahlen müssten, damit andere sie überhaupt 
aufrufen können? Bislang hat die Netzneutralität verhindert, dass solche 
Szenarien eintreten. Denn sie untersagt Internetanbietern, bestimmte In-
halte zu blockieren, zu verlangsamen oder gegen Bezahlung zu beschleu-
nigen. Dadurch bleibt das Internet ein freier Kommunikationsraum, der 
Chancengleichheit und Vielfalt für jeden sichert. 

Aber wie lange noch? In den USA wurde die Netzneutralität Mitte De-
zember gekippt – die Folgen lassen sich bislang nur erahnen: So könnten 
dort beispielsweise Videostreaming-Dienste zur Kasse gebeten werden, 
um eine hinreichende Durchleitungsqualität ihrer Daten sicherzustellen. 
Große, finanzstarke Anbieter aus den USA werden sich damit arrangieren 
können – doch für kleine Unternehmen steigen die Markteintrittshürden.

Das kann auch für uns in Bayern folgenreich sein. Denn damit sinkt die 
Wahrscheinlichkeit, dass die „YouTubes“ und „Netflixes“ von morgen aus 
Bayern kommen werden. Und für die bayerischen Verbraucher bedeutet 
die absehbare Marktkonzentration in den USA langfristig auch einen  
Verlust der Angebotsvielfalt. Dazu kommt: Die europarechtlich festge-
schriebene Netzneutralität könnte nun zum Zielobjekt der Lobbyisten 
deutscher und europäischer Internetanbieter werden. Denn sie haben 
nun ein begründetes Interesse, den entstehenden Wettbewerbsnachtei-
len zu amerikanischen Internetanbietern zuvorzukommen. 

Das gilt es zu verhindern. Nur wenn Nutzer das Recht auf ein unein-
geschränktes Angebot in gleicher Übertragungsqualität haben, macht  
unsere Forderung nach einem Glasfaseranschluss in jedem bayerischen 
Haushalt überhaupt Sinn. Deshalb setzen wir FREIE WÄHLER uns auch 
im Bayerischen Landtag für die Netzneutralität ein – sie sichert nicht nur 
den fairen Wettbewerb, sondern letztlich auch die Grundpfeiler unserer 
Demokratie.

Thorsten Glauber, MdL und wirtschaftspolitischer Fraktionssprecher

Gleicher Datenverkehr für alle

„Für die bayerischen  
Verbraucher bedeutet die  
absehbare Marktkonzen- 
tration in den USA lang- 
fristig auch einen Verlust  
der Angebotsvielfalt in 
Deutschland.“
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Nicht erst seit dem erfolgreichen Hackerangriff auf 

das hochgesicherte Datennetzwerk des Bundes An­

fang März ist klar: Um den Datenschutz im Internet 

ist es schlecht bestellt. Das wollen wir ändern.

„Die IT-Systeme sind derzeit wie eine Wasserlei-
tung, bei der an unendlich vielen Stellen das Wasser 
rausspritzt.“, so hat Frank Rieger, der Sprecher des 
Chaos Computer Club, die datenschutzrechtliche 
Situation im Netz zusammengefasst. Doch nicht 
nur die vielen undichten Stellen bedrohen den Da-
tenschutz, sondern auch die freiwillige Herausgabe 
von persönlichen Daten – in sozialen Netzwerken, 
beim Online-Shopping und selbst beim Surfen im 
Internet. Mittlerweile ist deshalb jeder dritte Deut-
sche skeptisch und fühlt sich von der fortschreiten-
den Digitalisierung überfordert. 

Doch was können wir tun? Rechtlich gesehen ist 
die Situation nämlich komplex: Einerseits hat jeder 
Nutzer das Recht, über die Preisgabe und Verwen-
dung seiner persönlichen Daten selbst zu bestim-
men. Gleichzeitig ist staatlicherseits der Schutz des 
Einzelnen gegenüber unbegrenzter Speicherung, 
Erhebung, Verwendung und Weitergabe seiner per-
sönlichen Daten zu gewährleisten. 

Peter Meyer, MdL, Landtagsvizepräsident und datenschutzrechtlicher Fraktionssprecher

Datenschutz

„Nicht nur die vielen undichten 
Stellen im Netz bedrohen den 
Datenschutz, sondern auch 
die freiwillige Herausgabe von 
persönlichen Daten.“

Die EU hat mittlerweile erkannt, dass es europa-
weite Datenschutzstandards geben muss: Um diese 
zu vereinheitlichen, gilt ab dem 25. Mai 2018 in 
allen Mitgliedstaaten die EU-Datenschutzgrund-
verordnung – auch in Deutschland, allerdings unter 
Beibehaltung des deutschen Schutzstandards. Da 
auch das bayerische Datenschutzgesetz an die 
EU-Grundverordnung angepasst werden muss, be-
findet sich dieses derzeit in der parlamentarischen 
Beratung – und stellt auch uns FREIE WÄHLER vor 
große Aufgaben.

Intensiv beraten haben wir eine Neuregelung zum 
verpflichtenden Einbau von Funkwasserzählern. 
Dabei sind wir zu einem guten Kompromiss zwi-
schen dem Anspruch auf Versorgung und dem 
auf Datenschutz gekommen: Dem nachträglich 
eingereichten Änderungsantrag, der Bürgern ein 
Widerspruchsrecht einräumt, haben wir zuge-
stimmt. Für die kommenden Monate haben wir uns 
außerdem vorgenommen, weiter auf zeitgemäße 
und wirksame datenschutzrechtliche Regelungen 
zu pochen. Auch für eine angemessene Personal-
ausstattung unserer Datenschutzbehörden sowie 
für eigene Datenschutzkontrollinstitutionen in be-
sonders grundrechtssensiblen Bereichen muss der 
Freistaat sorgen. 

Medienkompetenz  
in der Schule
Tablets und Smartphones sind längst in 

die Kinderzimmer in Bayern eingezogen. 

Doch damit Kinder frühzeitig lernen,  

reflektiert und verantwortungsvoll mit  

den neuen Medien umzugehen, muss  

die digitale Bildung in den Schulen  

verankert werden.

Eine kaum zu überblickende Fülle an sozialen Netzwerken, zahllose In-
formationsquellen, Lockangebote und „Fake News“ machen es nicht 
leicht, sich in der digitalen Welt zurechtzufinden. Deshalb ist es so wich-
tig, dass die Medienbildung ebenso zentraler Teil des Schulunterrichts 
wird wie Lesen, Schreiben und Rechnen. Unter dem Titel #BILDUNG_ 
DIGITAL haben wir FREIE WÄHLER im Landtag ein umfangreiches An-
tragspaket eingereicht. 

Darin fordern wir, die technische Ausstattung an Schulen zu verbessern: 
Leistungsfähige Internetzugänge und mobile Endgeräte, die interak-
tive Lernaktivitäten unterstützen, müssen zügig zum Standard werden.  
Außerdem wollen wir, dass die Medienkompetenz der Lehrkräfte und ihre 
Fähigkeit, Lehrinhalte digital zu vermitteln, durch verpflichtende Schu-
lungsangebote ausgebaut werden. Auch die Einführung des verpflichten-
den Schulfachs Informatik an weiterführenden Schulen ist uns wichtig 
– nur so können Kinder systematisch und unter Anleitung an digitale 
Produkte und Angebote herangeführt werden. 

Teil der digitalen Bildung muss aber auch sein, den Schülern ein tiefgrei-
fendes Verständnis für die Mechanismen der digital vernetzten Welt zu 
vermitteln. Phänomene wie Cybermobbing, aber auch die Beeinflussung 
von Verhalten und Meinungen durch die Sozialen Medien sind Beispiele 
dafür, dass allein technisches Wissen nicht ausreicht. Vielmehr müssen 
wir den Schülerinnen und Schülern Orientierung und ein stabiles Wer-
tegerüst vermitteln, damit sie sicher durch die Online-Welt navigieren 
können. All das können die Schulen als Aufwandsträger nicht alleine 
schaffen – der Freistaat muss deshalb dringend die Frage der Finanzie-
rung klären. 

Allerdings endet der Erwerb von Medienkompetenz für uns nicht mit 
dem Schulaustritt. Auch Studiengänge müssen dahingehend evalu-
iert werden, ob ihr Lehrprogramm die Erfordernisse der digitalisierten  
Arbeitswelt hinreichend abdeckt. Denn nur kritische und kompetente 
Nutzer können sich im Arbeitsmarkt 4.0 dauerhaft zurechtfinden. Wenn 
wir in diesem wichtigen Bereich den Anschluss an andere europäische 
Länder nicht verlieren wollen, muss die Digitalisierung rasch in die baye-
rischen Klassenzimmer und Hörsäle einziehen. 

Prof. Dr. Michael Piazolo, MdL, bildungspolitischer Fraktionssprecher 
und Vorsitzender des Ausschusses für Wissenschaft und Kunst

#Bildung_Digital

„Wenn wir in diesem wichtigen 
Bereich den Anschluss an  
andere europäische Länder  
nicht verlieren wollen, muss die  
Digitalisierung rasch in die  
bayerischen Klassenzimmer  
und Hörsäle einziehen.“

MED IEN

Wie eine  
undichte  
Wasserleitung
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Haben Unternehmen schnelles Internet, steigert 
das ihren Geschäftserfolg: Sie können Individu-
allösungen einem internationalen Markt anbie-
ten, Geschäfts- und Arbeitsprozesse standardisie-
ren und ihre Kundenansprache auf breitere Beine  
stellen. Zudem bietet Online-Kommunikation ver-
kaufsorientierten Handwerksbetrieben, Planern 
oder Designbüros die Chance, von überall aus zu ar-
beiten. Auch flächendeckender Mobilfunkempfang 
ist ein Schlüsselfaktor, denn Geschäftsreisende 
müssen heute immer und überall erreichbar –  
und online – sein. 

Doch sowohl beim Breitbandausbau als auch bei 
der Mobilfunkabdeckung hakt es in Bayern teil-
weise noch gewaltig. Das mussten wir bei un-
serer Winterklausur unlängst am eigenen Leib 
erfahren. Die Fraktion tagte in Bergen, rund acht 
Kilometer nördlich von Neuburg an der Donau, in-
mitten des Stimmkreises von Ministerpräsident 
Horst Seehofer. In Bergen wohnen 400 Einwohner, 
es gibt ein großes Tagungshotel. Mobilfunkemp-
fang: Fehlanzeige.

Wir FREIE WÄHLER fordern seit Jahren Förderpro-
gramme für den Mobilfunkausbau im ländlichen 
Raum. Dass die Zeit drängt, hat nun – im Wahljahr –  
auch die Staatsregierung erkannt: Unlängst ver-

Ob Produktivitätssteigerung, schnellere Kommuni­

kation oder Home Office-Arbeitsplätze: Die Digitali­

sierung birgt enorme Chancen für kleine und mittel- 

ständische Unternehmen im ländlichen Raum. Aber 

sie können nur ausgeschöpft werden, wenn die  

Unternehmen in allen Landesteilen Zugang zu  

schnellem Internet haben – am besten per Glasfaser.

Mobilfunk- und  
Breitbandausbau  
schnell vorantreiben

Bessere Netzabdeckung auf dem Land

kündete sie ein entsprechendes Förderprogramm.  
Allerdings sollen den Ausbau wie beim Breitband-
förderprogramm wieder die Kommunen stemmen. 
Sie sollen sogar für ein Fünftel der Kosten aufkom-
men. Was sollen unsere Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister eigentlich noch alles leisten? Unsere 
klare Forderung: Der Freistaat soll den Ausbau selbst 
zu hundert Prozent finanzieren und organisieren.

Auch beim flächendeckenden Breitbandausbau 
muss es endlich vorangehen. Das aktuelle För
derprogramm läuft 2018 aus. Wir brauchen ein An-
schlussförderprogramm mit einem klaren Ziel: 100 
Prozent Glasfaser für alle Bürger, für alle Unterneh-
men Bayerns! Dieses Programm muss auch endlich 
höhere Bandbreiten als die bislang gesetzlich fest-
geschriebenen 30 Mbit/s vorsehen. Auch hier ist 

der Freistaat in der Pflicht und darf die Arbeit nicht 
wieder auf die Kommunen abschieben.

Johann Häusler, MdL und mittelstandspolitischer 
Sprecher der FREIE WÄHLER Landtagsfraktion

„Sowohl beim  
Breitbandausbau 
als auch bei der  
Mobilfunkabde-
ckung hakt es in 
Bayern teilweise 
noch gewaltig.“
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1.000 zusätzliche Lehrer werden aufgrund der 
Einführung des neunjährigen Gymnasiums 
in Bayern spätestens im Schuljahr 2025/26 
benötigt. 

Diese drohen nach Einschätzung des Bayeri-
schen Philologenverbandes (bpv) aber dann 
nicht zur Verfügung zu stehen. Aus seiner Sicht 
müssen bereits jetzt kontinuierlich mehr Lehr-
kräfte eingestellt werden.

Quelle: www.bpv.de

1.000
LEHRER

Zahl des  
Quartals

Für viele Schüler, Lehrer und Eltern in Bayern war es ein Tag 
der Freude, als der Landtag im Dezember vergangenen Jah-
res die Rückkehr zum neunjährigen Gymnasium, kurz G9, 
beschloss. Auch wir FREIE WÄHLER haben gejubelt: Endlich 
hatte sich unsere Hartnäckigkeit ausgezahlt. Denn schon 2013 
hatten wir erstmals die Rückkehr zum neunjährigen Gym-
nasium gefordert – zu offensichtlich waren die Nachteile 
für die Schüler, zu groß die Verunsicherung an den Schulen. 
2014 leiteten wir sogar ein Volksbegehren ein, doch es sollten 
noch drei weitere Jahre vergehen, ehe die Staatsregierung die 
längst überfälligen Konsequenzen zog. 

Diese Kehrtwende ist ein Riesenerfolg für uns – aber sie zieht 
viele Fragen nach sich, deren Beantwortung die Regierung 
bislang schuldig geblieben ist. Zum einen muss sie erklären, 
wie die Oberstufe konkret gestaltet werden soll und zum an-
deren, wie sie die schwierige Übergangsphase vom G8 zu G9 
lösen will – auch die Schüler der jetzigen sechsten und sieb-
ten Klassen müssen die Möglichkeit bekommen, neun Jahre 
zur Schule gehen zu dürfen. 

Was die Ausgestaltung der Oberstufe angeht, haben wir der  
Regierung bereits vorgeschlagen, mindestens einen Leis-
tungskurs einzuführen, der die Neigungen und Begabun-
gen der Schülerinnen und Schüler fördert und dadurch ihre 
Studierfähigkeit sicherstellt. Ebenso gilt es, die sogenannte 
„Überholspur“ – also das Überspringen einer Jahrgangsstufe – 
pädagogisch so aufzubauen, dass Schüler auch bei einer acht-
jährigen Gymnasialzeit optimal betreut werden. 

Wichtig ist auch, dass der Freistaat die Einstellung von min-
destens 1.000 Gymnasiallehrern nicht verschläft – nur so 
kann dem bis zum Schuljahr 2025 / 26 zu erwartenden Lehrer
mangel vorgebeugt werden. 

Gestresste Schüler, überforderte Lehrer: Mit der Einführung  

des G8 nahm der Druck am Gymnasium deutlich zu. Jahrelang 

haben wir deshalb für die Wiedereinführung des neunjährigen  

Gymnasiums gekämpft – mit Erfolg! Jetzt kehrt das G9 endlich 

an die Schulen zurück – aber es bleibt noch viel zu tun. 

Von links: Bei der Pressekonferenz der FREIE WÄHLER zur 
Rückkehr des neunjährigen Gymnasiums war die Freude bei 
dem parlamentarischen Geschäftsführer Florian Streibl, dem 
bildungspolitischen Fraktionssprecher Prof. Dr. Michael Piazolo 
und dem Fraktionsvorsitzenden Hubert Aiwanger entsprechend 
groß.

„Die Rückkehr zum G9 ist ein Riesenerfolg für 
uns – aber sie zieht viele Fragen nach sich, 
deren Beantwortung die Regierung bislang 
schuldig geblieben ist.“

Prof. Dr. Michael Piazolo, MdL und bildungspolitischer  
Fraktionssprecher

	 kehrt an  
         bayerische  
Gymnasien zurück

Schule fällt aus
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Quelle: Schreiben des Bayerischen 
Staatsministeriums für Arbeit und 
Soziales, Familie und Integration vom 
09.02.2018

Verdreifacht
Von 2003 bis 2017 ist die Zahl 

der sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigten mit mindestens 

einem zusätzlichen geringfügi­

gen Beschäftigungsverhältnis 

auf das Dreifache angestiegen.

660.000 Menschen  
in Bayern haben  
einen Nebenjob.

  567.000 von ihnen üben 

eine geringfügige Beschäfti­

gung zusätzlich zu einem 

sozialversicherungspflichtigen 

Beschäftigungsverhältnis aus,

  über 350.000 davon sogar 

neben einem Vollzeitjob.

Fast 50.000 haben 
mehrere Minijobs 
gleichzeitig,
ohne in einem sozialversiche­

rungspflichtigen Beschäfti­

gungsverhältnis zu stehen.

Die Arbeitsmarktzahlen geben derzeit Anlass zur Freude – zumindest 
vermeintlich. Denn die Statistik liest sich vor allem deshalb so gut, weil 
immer mehr Menschen sogenannte atypische Arbeitsverhältnisse – 
unter anderem Zeitarbeitsverträge, Minijobs, Ein-Euro-Jobs oder Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen – eingehen. Das betrifft nicht nur junge Men-
schen, sondern inzwischen auch jeden zehnten Arbeitnehmer zwischen 
50 und 54 Jahren. 

Zwar können atypische Jobs eine Chance für jene sein, die nach längerer 
Arbeitslosigkeit in die Erwerbstätigkeit zurückkehren – doch die betrof-
fenen Arbeitnehmer zahlen einen hohen Preis: Meist generiert ein atypi-
scher Job kein Einkommen, das die materielle Existenz sichert, die Inte-
gration in die Systeme sozialer Sicherung findet in aller Regel nicht statt 
und häufig haben Erwerbstätige mit mangelnder Beschäftigungsstabi
lität unter den gesundheitlichen und psycho-sozialen Folgen zu leiden. 

Hinzu kommt: Atypische Beschäftigungen wirken sich in verheerender 
Weise auf die Lebensplanung aus. Denn gerade junge Menschen haben 
zunehmend mit geringfügigen oder befristeten Jobs zu kämpfen. Schon 
heute gehen 26,5 Prozent aller 15- bis 19-jährigen Arbeitnehmer ledig-
lich einer geringfügigen Beschäftigung nach – Tendenz auch bei den 
bis 30-Jährigen stark steigend. Dadurch werden Familienplanung, Woh-
nungssuche oder gar der Kauf eines Eigenheims notgedrungen auf die 
lange Bank geschoben. 

Wir FREIE WÄHLER fordern deshalb, das Ausufern atypischer Beschäf-
tigungsarten zu stoppen. Die Staatsregierung muss endlich eine ver
mittelnde Rolle zwischen Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften 
einnehmen, um eine maßvolle Reduzierung dieser Beschäftigungsform 
zu erreichen. Junge Menschen müssen wieder in die Lage versetzt  
werden, frühzeitig ihren Lebensunterhalt selbst bestreiten zu können – 
und ihr Leben langfristig planen zu können. 

Arm trotz Arbeit?  
     Atypische Jobs dürfen nicht 
  die Regel werden

Gabi Schmidt, MdL und arbeitspolitische Fraktionssprecherin 

Atypische Beschäftigung kommt in vielen Gewändern 

daher: Leih- oder Zeitarbeit, Teilzeit, befristet oder  

geringfügig beschäftigt. Sie alle eint eins: Unge­

wissheit und fehlende Planungssicherheit für die  

betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
Sie ist nicht nur ein Wort-Ungetüm, sondern auch in ihrer Wirkung gewaltig: die 
Straßenausbaubeitragssatzung. Seit über 40 Jahren findet sie im Kommunalrecht 
Anwendung – zum Teil mit verheerenden Folgen für die Betroffenen. Denn schnell 
gehen die Forderungen für den Neubau einer kommunalen Straße in den fünf
stelligen Bereich; selbst Summen von 100.000 Euro sind keine Seltenheit. 

Für junge Familien oder Senioren sind die Bescheide existenzbedrohend – gerade 
ältere Menschen, deren Ersparnisse keine größeren Anschaffungen mehr zulassen 
und die aufgrund ihres Alters auch keinen Kredit mehr gewährt bekommen, können 
durch die Beitragsforderungen in arge Bedrängnis geraten. Die Folge: Viele Grund-
stückseigentümer klagen aus gutem Grund gegen die Bescheide, die Verwaltungs-
gerichte sind völlig überlastet und die Kommunen hinken dem Verwaltungsauf-
wand, den die Satzung auslöst, hinterher. 

Wir FREIE WÄHLER fordern deshalb bereits seit Monaten die Abschaffung der un-
gerechten, unsozialen und streitanfälligen Satzung. In der Summe geht es um gut 
60 Millionen Euro jährlich, die bisher von den Anwohnern für den Straßenausbau 
eingesammelt werden. Bei einem Gesamtstaatshaushalt von 60 Milliarden ist das 
eine vergleichsweise geringe Summe, die sich der reiche Freistaat leisten können 
muss – ohne dafür seine Bewohner zu schröpfen. 

Im Landtag haben wir bereits einen Gesetzentwurf eingebracht, in dem wir erklären, 
wie der kommunale Straßenbau künftig finanziert werden könnte. Unsere Partei 
hat ein Volksbegehren gegen die Straßenausbaubeiträge gestartet und in Rekordzeit 
die nötigen Unterschriften gesammelt. Dass die Bescheide ausgesetzt werden, bis 
eine endgültige Entscheidung über die Abschaffung getroffen worden ist, haben wir 
schon erreicht. Auch die CSU zeigt mittlerweile Einsicht. Das zeigt, dass sich unser 
Druck auf die Staatsregierung auszahlt. Und wir werden gemeinsam mit den betrof-
fenen Bürgern, die von Oberammergau bis Landshut auf die Straße gehen, weiter-
kämpfen – bis die „Strabs“ endlich vom Tisch sind. 

Nachdem unsere Fraktion im Landtag massiv Druck auf die Staatsregierung aufgebaut 

hat, ist das Ende der Straßenausbaubeiträge in Bayern zum Greifen nah. Ein Rückblick. 

„Wir werden gemeinsam mit den betroffenen Bürgern, 
die von Oberammergau bis Landshut auf die Straße 
gehen, weiterkämpfen – bis die ‚Strabs‘ endlich vom 
Tisch sind.“ 

Joachim Hanisch, MdL und kommunalpolitischer Fraktionssprecher und  
Jutta Widmann, MdL und Abgeordnete aus Landshut

Straßenausbaubeiträge 		
		  endlich vor dem Aus?

Bei der Veranstaltung „Fraktion vor Ort“ diskutier-
te die Abgeordnete Jutta Widmann gemeinsam 
mit dem Fraktionsvorsitzenden Hubert Aiwanger 
sowie den anwesenden Gästen darüber, wie die 
Abschaffung der Straßenausbaubeiträge konkret 
umgesetzt werden kann.

Wir werden dafür sorgen, dass bei Inkrafttreten 
der Abschaffung vernünftige Übergangslös
ungen für den Bürger geschaffen werden. Zudem 
wollen wir, dass die staatliche Beteiligung am 
kommunalen Straßenausbau künftig auch jenen 
Gemeinden gewährt wird, die bisher keine Sat-
zungen hatten“, betont Joachim Hanisch.
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Die Afrikanische Schweinepest in Osteuropa liegt wie ein Damoklesschwert auch 
über Bayern. Hauptsächliches Übertragungsrisiko ist zwar der Mensch durch Ein-
schleppung über Fahrzeuge und weggeworfene Lebensmittel. Sollte der Erreger  
allerdings in heimische Wildschweinbestände gelangen, verschärft sich das Prob-
lem immens. Um eine Ausbreitung des Virus zu verhindern, ist es daher dringend 
notwendig, die Präventionsmaßnahmen auf die Wildschweinpopulationen zu kon-
zentrieren. Denn eine hohe Wildschweindichte führt auch zu einer schnelleren  
Ausbreitung der ASP.

Im Augenblick wütet die ASP in Tschechien, aber es ist wohl nur eine Frage der 
Zeit, bis sie nach Deutschland übergreift. Doch bislang verkennt die Staatsregierung 
den Ernst der Lage. Anstatt proaktiv gegen die ASP vorzugehen und weitere Mög-
lichkeiten auszuloten, um die Wildschweinpopulation zu minimieren, reagiert sie 
viel zu zurückhaltend. Dabei wären bei einem Ausbruch allein in Bayern mehr als 
5.500 landwirtschaftliche Betriebe mit knapp 3,3 Millionen Schweinen vom Verlust 
ihrer Tierbestände bedroht. Allein der finanzielle Schaden ginge in die Millionen-
höhe, denn sobald die Afrikanische Schweinepest in Deutschland auftritt, kann kein 
Schweinefleisch mehr exportiert werden. 

Angesichts der Ausbreitungsgefahr haben wir im Landtag bereits konkrete Forde-
rungen gestellt. Die Bejagung von Schwarzwild muss intensiviert werden, um die 
ASP wirksam zu bekämpfen. Es braucht mehr revierübergreifende Drückjagden, die 
Aufhebung der Jagdruhe für Schwarzwild im Frühjahr und eine Prämie in Höhe von 
25 Euro für jedes erlegte Wildschwein. Die Reduzierung des Wildschweinbestands 
bereits zum jetzigen Zeitpunkt trägt dazu bei, Übertragungswege zu reduzieren und 
die Ausbreitung der Afrikanischen Schweinepest zu verlangsamen. 

Die Afrikanische Schweinepest, kurz ASP, droht auch Bayern  

zu erreichen. Doch statt endlich konkrete Maßnahmen gegen  

die Ausbreitung zu ergreifen, reagiert die Staatsregierung viel  

zu zögerlich. 

„Sobald die Afrikanische Schweinepest in Deutschland auf-
tritt, kann kein Schweinefleisch mehr exportiert werden.“ 

      Dr. Leopold Herz, MdL und landwirtschaftspolitischer Fraktionssprecher

Afrikanische 
        Schweinepest 
    kommt näher

 �Herr Pohl, im Sommer 2014 verur-
sachten kontaminierte Eier der Firma 
Bayern-Ei einen europaweiten Sal-
monellen-Ausbruch mit wenigstens 
einem Toten und hunderten Erkrank-
ten. Was lief damals schief?

Pohl: Es gab massive Versäumnisse 
bei den Kontrollbehörden, allen voran 
beim Landesamt für Gesundheit und 
Lebensmittelsicherheit (LGL), das die 
Dimension des Lebensmittelskandals 
völlig falsch einschätzte. Erst als die 
Medien im Frühjahr 2015 durch inten-
sive Recherche Druck aufbauten, wur-
den die Verantwortlichen aktiv – also 
fast ein Jahr, nachdem die Schnell-
warnungen über den Ausbruch die 
bayerischen Behörden erreicht hatten. 
Außerdem wurde sträflich versäumt, 
die Hilfe des Robert-Koch-Instituts zu 
nutzen. Hinzu kommt: Aufgrund von 
falscher Prioritätensetzung und Perso-
nalmangel dauerte die Untersuchung 
salmonellenbelasteter Eier im Einzel-
fall bis zu sieben Wochen. Als die Er-
gebnisse vorlagen, waren die Eier ver-
zehrt.

 Wieso herrschte Personalmangel?

Pohl: Falsche Schwerpunktsetzung und 
mangelndes Durchsetzungsvermögen 
der verantwortlichen Minister – und das 
im Bereich der Inneren Sicherheit, das 
die CSU immer als Markenzeichen vor 
sich her trägt. Im Landesamt wurden  
96 Stellen abgebaut, weitere zwölf Stellen 
sollen sogar noch gestrichen werden! 

 �Aber nicht nur beim LGL fehlte es an 
Personal…

Pohl: Auch in den Landratsämtern gibt 
es bis heute Personalnotstand in der  
Lebensmittelüberwachung und bei den 
Veterinären. Wenn Überlastungsanzei
gen von Beamten nur deshalb nicht 
mehr abgeschickt wurden, weil sie das 
Ministerium nicht mehr zur Kenntnis 
nahm, ist das eine Schande. Es war nur 
eine Frage der Zeit, bis etwas passiert. 

 �Gibt es weitere Ursachen, die zu dem 
Skandal führten?

Pohl: Die Behörden hätten die Bevölke-
rung umgehend warnen müssen, nach-
dem sie von den Salmonellenbefunden 
erfahren hatten. Doch sie unterließen 
es, weil das Mindesthaltbarkeitsdatum 
der befallenen Eier abgelaufen war – ein 
Spiel mit dem Feuer! Gerade wenn die 
Mindesthaltbarkeit abgelaufen ist, kön-
nen Salmonellen von der Schale leicht 
ins Innere gelangen – mit lebensbe-
drohlichen Folgen. 

 �Was muss sich ändern, damit sich ein 
solcher Ausbruch nicht wiederholt?

Pohl: Wir brauchen mehr Personal in den 
Landratsämtern und vom Ministerium 
bis zu den Behörden mehr Sensibilität 
für Gesundheitsgefahren; insbesondere 
muss bei erheblichen Gesundheitsge-
fahren schnell und effektiv gewarnt wer-
den. Außerdem muss die Kontrolle ge-
rade großer Betriebe intensiviert werden.

Bernhard Pohl, MdL, haushaltspolitischer Fraktionssprecher und Vizevorsitzender des Untersuchungsausschusses „Ei“ 

„Bis die Laborergebnisse  
vorlagen, waren die mit  

Salmonellen belasteten Eier 
längst verzehrt.“

	    Fragen an ... 
			   Bernhard Pohl zum  
	    Untersuchungsausschuss „Ei“
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gefordert, dass Wissenschaft, landwirtschaftliche 
Beratung und Praxis zügig Konzepte zum Ausstieg 
entwickeln und konkrete Alternativen zur inten-
siven Bewirtschaftung ohne Glyphosat aufzeigen 
müssen. 

Wichtig ist zudem, dass der Ausstieg konsequent 
verfolgt wird. Ein Glyphosat-Verbot muss auch für 
Privatpersonen und Kommunen sowie für Impor-
teure aus dem Ausland gelten. Denn wenn auslän-
dische Billigware – etwa mit Glyphosat behandel-
tes Getreide aus Osteuropa – nicht mehr importiert 
werden darf, kann Glyphosatfreiheit sogar zum Kri-
terium für Produktqualität werden.

Landwirte  
brauchen unsere  
Unterstützung
Die Zulassung von Glyphosat ist um fünf Jahre verlängert worden. Doch weil sich Rückstände des 

Unkrautmittels in Lebensmitteln nachweisen lassen, ist die Skepsis seitens der Bevölkerung mitt­

lerweile groß. Der Ausstieg aus Glyphosat muss deshalb zügig eingeleitet werden – aber er kann 

nur in engem Schulterschluss mit den Landwirten gelingen.

Jahrelang war Glyphosat ein nützliches und effi-
zientes Instrument für die Landwirte in Bayern: 
Das Unkrautmittel ermöglicht eine weitgehend 
pfluglose Bewirtschaftung der Ackerflächen, spart 
so Diesel und vermindert die Bodenerosion. Die 
Kehrseite: Das Herbizid hinterlässt Rückstände 
entlang der gesamten Produktkette – bis hin zur 
Muttermilch. Auch mehren sich Hinweise, der 
Wirkstoff könne krebserregend sein. Deshalb leh-
nen viele Verbraucher die Weiterverwendung  
glyphosathaltiger Mittel inzwischen ab. 

Die Folge: Die bayerischen Bauern geraten zuneh-
mend unter Druck. Deshalb müssen wir deutliche 
Signale zur Reduzierung des Unkrautvernichters 
setzen – und ein Verbot innerhalb der nächsten 
fünf Jahre einleiten. Nur so schaffen wir auf Dauer 
Rechtssicherheit in Deutschland, reduzieren die 
möglichen Risiken für den Verbraucher und neh-
men unsere Bauern aus dem Feuer der öffentlichen 
Kritik. 

Unsere Landwirte sind sich ihrer Verantwortung 
für den Umwelt- und Verbraucherschutz bewusst. 
Sie können und werden auf Glyphosat verzichten – 
vorausgesetzt, die Politik lässt sie nicht allein. Mit 
mehreren Anträgen haben wir im Landtag bereits 

„Unsere Landwirte sind sich 
ihrer Verantwortung für den  
Umwelt- und Verbraucher-
schutz sehr wohl bewusst. 
Sie können und werden auf 
Glyphosat verzichten – vor-
ausgesetzt, die Politik lässt  
sie nicht allein.“

	 Eh da-Flächen 
sind doch  
			   eh da

Die Biene und ihre surrenden Weggefährten sind so  

bedroht wie nie zuvor. Aber es gibt Wege, die unentbehr­

lichen Blütenbestäuber zu unterstützen. Einer besteht 

in der ökologischen Aufwertung von Eh da-Flächen. 

Benno Zierer, MdL und umweltpolitischer Fraktionssprecher

Unter Eh da-Flächen versteht man Grundstücke, 
die – wie der Name schon sagt – „eh da“ sind. Ge-
meint sind Wegränder, Straßenböschungen, Ver-
kehrsinseln, Bahndämme, Deiche und kommunale 
Grünflächen. Areale also, die weder privat noch 
landwirtschaftlich genutzt werden, aber auch kei-
nen hohen ökologischen Nutzen besitzen. 

Allerdings sind sie leicht in echte Biotope zu ver-
wandeln, in denen sich Maus und Igel genauso 
heimisch fühlen wie Schmetterlinge, Käfer und 
Wildbienen. Mit Wildkräuter-Saatmischungen und 
blütenreichen Gehölzen können die zwar kleinen, 
aber dafür umso zahlreicheren Flächen leicht öko-
logisch aufgewertet werden. So ersetzen sie zwar 
nicht die großflächigen Schutzgebiete, aber für die 
Tiere werden sie zum willkommenen Refugium 
zwischen Äckern und Straßen.

Gerade als Heimat für Wildbienen und andere  
Blütenbestäuber eignen sich die Eh da-Flächen her- 
vorragend. Zudem bieten sie Kleintieren Überwinte-
rungsmöglichkeiten, gewähren Vögeln Unterschlupf 
und Nahrung und fungieren als Verbindungskor
ridore, entlang derer Tiere wandern können. 

Doch um die Eh da-Flächen wirklich sinnvoll und 
nachhaltig zu nutzen, muss ihr Flächenpotenzial 
ermittelt werden. Mit einem Dringlichkeitsantrag 
haben wir die Staatsregierung bereits dazu auf-
gefordert, eine Flächenanalyse durchzuführen, 
um einen Überblick über die in Bayern vorhande-
nen Grundstücke zu erhalten. Im nächsten Schritt 
könnten Kommunen auf freiwilliger Basis und mit 
wissenschaftlicher Begleitung konkrete Maßnah-
men zum Schutz der jeweiligen Tier- und Pflanzen-
welt ableiten werden. 

Leider hat die Staatsregierung unseren Antrag 
„wegen des immensen Aufwands“ bislang abge-
lehnt – obwohl Geodaten automatisch ermit-
telt werden und Freilandbegehungen nicht nötig 
sind. Mut macht das wachsende Engagement  
von Kommunen in Rheinland-Pfalz und verein- 
zelt auch in Bayern, die sich die unterschätzten  
Flächen längst zunutze machen. Doch damit das  
große Potenzial der Eh da-Flächen ausgeschöpft 
werden kann, braucht es nicht nur das Engage-
ment Einzelner, sondern endlich auch den Willen 
der Staatsregierung.

„Gerade als Heimat für Wildbienen 
und andere Blütenbestäuber eignen 
sich die Eh da-Flächen hervorragend. 
Zudem bieten sie Kleintieren Über
winterungsmöglichkeiten, gewähren 
Vögeln Unterschlupf und Nahrung  
und fungieren als Verbindungskorridore, 
entlang derer Tiere wandern können.“

Nikolaus Kraus, MdL und verbraucherschutzpolitischer Fraktionssprecher
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„Eine sichere, bestmögliche  
Betreuung vor, während 
und nach der Geburt eines 
Kindes ist ein wesentlicher 
Pfeiler des Gesundheitssys-
tems – deshalb wollen wir 
uns auch weiter für die Stär-
kung des Hebammenberufs 
einsetzen.“ 

Wer sich für den Beruf der Hebamme 
entscheidet, darf sich derzeit auf einiges 
gefasst machen: hohe Haftpflichtver-
sicherungsprämien bei gleichzeitiger 
restriktiver Abrechnungsregelung für 
freiberufliche Geburtshelferinnen und 
eine steigende Arbeitsbelastung in den 
weniger werdenden Geburtsstationen 
für festangestellte Hebammen. Hinzu 
kommen immer mehr Aufgaben bei der 
Versorgung und Betreuung von Schwan-
geren und Müttern. Es bedarf daher drin-
gend einer Aufwertung dieses Berufs, 
um gerade auch junge Frauen für diese 
wichtige Tätigkeit zu gewinnen. 

Einen gangbaren Weg sehen wir FREIE 
WÄHLER in der Akademisierung des 
Hebammenberufs, wie sie in den meisten 
europäischen Ländern und auch in eini-
gen Bundesländern längst übliche Praxis 
ist. Durch ein Hochschulstudium kön-
nen sich Hebammen zusätzliche Kom-
petenzen – etwa in der Prävention und 
der Gesundheitsförderung – aneignen,  
sich für leitende Positionen empfehlen 
und am internationalen Wissenschafts-
diskurs teilhaben. 

Hebammen stärken –  
   Hochschulstudium 
  ermöglichen

Dr. Karl Vetter, MdL und gesundheits
politischer Fraktionssprecher 

So wichtig die Geburtshilfe auch ist, so schlecht ist es um sie bestellt. Wenn die Staats­

regierung nicht endlich reagiert, steht der Hebammenberuf vor dem Aus. 

Mit einem Antrag haben wir die Staats-
regierung bereits dazu aufgefordert, ein 
Konzept zur Weiterentwicklung der Heb-
ammenausbildung zu erarbeiten. Darin 
soll die CSU ausführen, wie die Ausbil-
dung in ein Studium überführt werden 
könnte, welche Hochschulen Interesse 
an derartigen Studiengängen hätten und 
welche Standorte in Betracht kämen. 
Während der Antrag bei den übrigen 
Landtagsfraktionen auf breite Zustim-
mung stieß, hat die CSU ihn abgelehnt. 

Das ist schade, schließlich brauchen wir 
eine verlässliche und flächendeckende 
Hebammenversorgung in Bayern, die 
wir angesichts der steigenden Hürden 
und Anforderungen akut bedroht sehen. 
Eine sichere, bestmögliche Betreuung 
vor, während und nach der Geburt eines 
Kindes ist ein wesentlicher Pfeiler des 
Gesundheitssystems – deshalb wollen 
wir uns auch weiter für die Stärkung des 
Hebammenberufs einsetzen. 

     Verbindliche  
Personalbemessung für  
      Pflegekräfte einführen 

Dass Pflegekräfte unter starkem Druck 
stehen und ihre Arbeitsbelastung in 
den vergangenen Jahren ständig zu-
genommen hat, ist längst bekannt. 
Wie der aktuelle Gesundheitsatlas der 
BKK belegt, zeigen sich mittlerweile 
auch die gesundheitlichen Beeinträch-
tigungen, die mit der Dauerbelastung 
einhergehen. So sind Beschäftigte in 
der Altenpflege mit durchschnittlich 
24 Tagen im Jahr deutlich länger krank  

als andere Beschäftigte.  
Treten psychische Er- 
krankungen auf, sind sie 
sogar doppelt so lange  
krank. Es besteht drin- 
gender Handlungsbedarf,  
denn es gibt immer  
noch keine verbindliche  
Personalbemessung –  

weder in der Altenpflege noch im  
Krankenhaus. Diese ist aber unverzicht-
bar, um der sich weiter zuspitzenden  
Arbeitsverdichtung entgegenzutreten.

Aus diesem Grund hat die FREIE WÄHLER 
Landtagsfraktion die Staatsregierung 
aufgefordert, ein Soforthilfeprogramm 
für die stationäre Altenpflege aufzulegen. 
Profitieren sollen davon Pflegeeinrich-

Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, MdL, stellvertretender Fraktionsvorsitzender und  
pflegepolitischer Fraktionssprecher

Pflegekräfte sind überlastet; ständige Arbeitsverdichtung prägt ihre 

Tätigkeit – ganz gleich, ob sie im Krankenhaus oder in einer Pflege­

einrichtung arbeiten. Die Staatsregierung muss endlich reagieren. 

„Verbesserungen der Rahmenbedingungen  
in der Pflege bedeutet für uns: Eine ver- 
bindliche Personalbemessung für alle  
Pflegekräfte – in Pflegeeinrichtungen  
und allen Krankenhausstationen.“ 

tungen, die nachweislich mehr Perso-
nal einstellen. Eine solche finanzielle 
Förderung wäre ein deutliches Signal, 
dass uns ein angemessener Personal-
schlüssel und eine qualitativ hochwertige 
Pflege etwas wert sind. Auch Pflege- 
kräfte, die gegenwärtig in Teilzeit arbeiten, 
weil die Arbeitsbelastung zu hoch ist, 
könnten so mobilisiert werden, ebenso 
Wiedereinsteiger in die Pflegeberufe. 

Mit einem weiteren Antrag haben wir 
die Staatsregierung außerdem dazu 
aufgefordert, sich auf Bundesebene 
dafür einzusetzen, dass Personalunter-
grenzen für Pflegekräfte in allen Sta-
tionen eingeführt werden – und nicht 
nur in den „pflegesensitiven“, wie vom 
Freistaat gefordert. Denn diese sach-
lich nicht zu begründende Abgrenzung 
macht keinen Sinn, sondern birgt viel-
mehr die Gefahr, dass Personal aus an-
deren Abteilungen abgezogen wird, um 
die Vorgaben einzuhalten – und dann 
fehlt es dort. Ein derartiger Verschiebe- 
bahnhof verbessert die Situation in der 
Pflege nicht, im Gegenteil. Deshalb wer-
den wir uns weiterhin mit Nachdruck für 
eine verbindliche Personalbemessung 
für alle Pflegekräfte einsetzen. 

2726

Mehr Ausbildungsmöglichkeiten in der GeburtshilfeRahmenbedingungen in der Pflege verbessern



Als Frauen in ganz Europa in der Mitte des 19. Jahrhunderts begannen, das Frau-
enwahlrecht zu fordern, ging es um weit mehr als um das Recht, den eigenen 
Stimmzettel in eine Wahlurne werfen zu dürfen. Es ging um die Möglichkeit, die 
Gesellschaft mitzugestalten, um die Würdigung der Arbeitsleistung von Frauen, um 
Freiheit und Selbstbestimmung. 

Die Frauen einte ihre Empörung, dass ihnen das Wahlrecht vorenthalten wurde, weil 
sie Frauen waren. Doch ihr Ruf blieb lange ungehört; der Kampf um ihr Wahlrecht 
dauerte viele Jahre an und verlangte zahlreiche persönliche Opfer. Denn der Wider-
stand seitens der Gegner der Frauenbewegungen war immens, der Glaube an die 
Minderwertigkeit von Frauen hielt sich hartnäckig. Es sollte bis 1918 dauern, ehe die 
Frauen in Deutschland das freie und allgemeine Wahlrecht erlangten.

Dieser Wendepunkt in der Geschichte veränderte die Gesellschaft, bewirkte im 
Laufe der Jahre immer weitere Wahlmöglichkeiten für Frauen und Mädchen. Heute 
steht es uns frei, wie wir uns kleiden, welchen Beruf wir ergreifen, mit wem wir leben 
und wofür wir uns einsetzen. Dennoch fühlen wir uns manchen Missständen noch 
immer hilflos ausgeliefert: So kämpfen Frauen weiterhin um Anerkennung und 
Lohngleichheit, für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und gegen sexuelle Be-
lästigung und Missbrauch. Auch ein lauter werdender Nationalismus, der erzkonser-
vative Frauen- und Familienbilder propagiert und seine antifeministische Haltung 
kaum verhehlt, scheint auf uns zuzurollen. 

Erneut gilt es, sich diesen Ungerechtigkeiten entgegenzustellen. Diesmal müssen 
wir nicht um die Anerkennung unserer Grundrechte streiten wie unsere Vorkämp-
ferinnen im 19. Jahrhundert, diesmal liegt es an uns, genau diese Rechte zu nutzen, 
um uns für eine gerechtere Welt stark zu machen und uns für eine weltoffene und 
lebenswerte Zukunft einzusetzen.

100 Jahre Frauenwahlrecht
Vor 100 Jahren beteiligten 

sich die Frauen in Deutsch-

land erstmals an politischen  

Wahlen. Es war ein entschei­

dender Schritt auf dem Weg 

zur Gleichberechtigung;  

Generationen hatten dafür  

gekämpft. Doch bis heute 

bleibt die Frage: Ist die Gleich­

berechtigung tatsächlich 

erreicht? 

Eva Gottstein, MdL und frauenpolitische Fraktionssprecherin

„Das Frauenwahlrecht  
war ein Wendepunkt in der  

Geschichte, der die  
Gesellschaft veränderte und  

im Laufe der Jahre immer  
weitere Wahlmöglichkeiten  

für Frauen und Mädchen  
ermöglichte.“ 

Mehr Unterstützung 
           für das Ehrenamt

Eine wichtige Stellschraube sehen wir bei  
der Entbürokratisierung: Bislang müssen  
gemeinnützige Vereine bei Eintragungen 
oder Änderungen im Vereinsregister Ver
waltungskosten auf sich nehmen, die 
gerade kleinere Vereine finanziell stark 
belasten. Was in Niedersachsen und an-
deren Bundesländern schon lange gilt, 
fordern wir FREIE WÄHLER deshalb auch 
für Bayern: Eine Freistellung der Vereine 
von diesen Gebühren. Für den Staats-
haushalt haben die Verwaltungskosten 
ohnehin nur geringe Relevanz – sind in 
ihrer Wirkung aber fatal. 

Gleiches gilt für notarielle Beglaubi
gungen: Wir fordern, dass Vereine  
Änderungen auch ohne Notar vorneh
men dürfen – so sparen sie Geld und 
Zeit. Außerdem muss das Landesnetz-

Ob Freiwillige Feuerwehr, Sport- und Kulturvereine, Jugendarbeit oder Nachbarschaftshilfe: Ohne das 

Ehrenamt wäre es um das Gemeinwohl in Bayern schlecht bestellt. Doch damit diese tragende Säule 

unseres Zusammenlebens nicht einknickt, müssen Vereine deutlich stärker unterstützt werden.

werk Bürgerliches Engagement finan- 
ziell besser ausgestattet werden, um 
das Ehrenamt in Bayern stärker zu un-
terstützen – weitere Mittelkürzungen,  
wie von der Staatsregierung vorgese-
hen, sind indiskutabel. Auch die bis-
herige Praxis, Projekte nur befristet zu 
finanzieren, ist unzureichend, da sie 
einer dauerhaften Haushaltsabsiche-
rung der Ehrenämter zuwider läuft. 
Mehr noch: Nach Fristablauf bleiben 
die Kommunen auf den Kosten sitzen –  
oder das ehrenamtliche Engagement 
wird beendet. 

Bürgerschaftliche Vorhaben aus finan-
ziellen Gründen versanden zu lassen 
und damit die geleistete Arbeit zahlloser 
Helfer zunichte zu machen, ist ein kata-
strophales Signal. Im Landtag haben wir 

Dr. Hans Jürgen Fahn, MdL, generatio
nenpolitischer Fraktionssprecher und 
Mitglied des Runden Tischs Ehrenamt 

bereits mehr Unterstützung für Vereine 
gefordert – die CSU hat das abgelehnt. 
Damit hat die Mehrheitsfraktion wieder 
einmal gezeigt, dass sie die Förderung 
des Ehrenamtes zwar bei Sonntagsre-
den hochhält, im Parlament aber nicht 
einmal bereit ist, kleine Hilfestellungen 
mitzutragen. Wir werden uns trotzdem 
weiter für Vereine einsetzen. Denn nur 
wenn der Freistaat die freiwillige Hilfe 
der Bürger würdigt und dieses Engage-
ment auch finanziell unterstützt, bleiben 
Ehrenämter attraktiv – und unsere Ge-
sellschaft damit bunt und liebenswert. 

51%

Männer

Quelle: Freiwilligensurvey Bayern 2014; alle Angaben gerundet

Freiwillig Engagierte  
in Bayern

Organisationsformen 
der freiwilligen  

Tätigkeiten

Zeitlicher  
Aufwand für das  

Engagement

Freiwillig Engagierte in Bayern nach Altersgruppen und Geschlecht

46%
54%

52%

13%

8%
8%

19%

46% 54% 52% 53% 32%

14 bis 24 
Jahre

Kirche oder religiöse 
Vereinigungen

Staatliche oder kommunale 
Einrichtungen

Selbstorganisierte 
Gruppen

Sonstige

25 bis 34 
Jahre

35 bis 44 
Jahre

45 bis 54 
Jahre

55 bis 64 
Jahre

65 Jahre 
und älter

Frauen

Vereine

Täglich,  
mehrmals  
die Woche

Seltener Einmal im Monat

Mehrmals im Monat

Einmal pro Woche

26%

15%
17%

23%

18%

Soziales Engagement in Bayern

49%
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Meinungsaustausch  
     mit der jungen Basis

Die JUNGEN FREIEN WÄHLER (kurz JFW) sind unsere Jugendorganisation 

und damit der Draht zur jungen Basis. Unsere parlamentarische Arbeit  

lebt auch vom regelmäßigen Meinungsaustausch mit ihnen. Bei einem  

gemeinsamen Treffen im Landtag erfuhren wir, welche Themen unseren 

Nachwuchspolitikern aktuell unter den Nägeln brennen.

Großen Unmut verspürt der Landesvorsitzende der 
JUNGEN FREIEN WÄHLER Matthias Penkala beim 
Breitbandausbau, der den vollmundigen Verspre-
chungen der Staatsregierung deutlich hinterher-
hinkt. Kein Wunder, denn von den 1,5 Milliarden 
Euro an bereitgestellten Fördermitteln befinden 
sich nur rund 900 Millionen Euro tatsächlich in der 
Förderung. 

Längst hätte die Staatsregierung ein neues Förder-
programm auflegen müssen – dann könnte man 
auch höhere Bandbreiten fordern als die bislang 
gesetzlich festgeschriebenen 30 Mbit/s. Es wird 
höchste Zeit, jedes Haus an schnelles Internet an-
zubinden – sonst verschläft Bayern am Ende die 
Digitalisierung. 

Auch der Bezirksvorsitzende von Niederbayern To-
bias Beck blickt sorgenvoll in die Zukunft, beson-
ders auf die wachsenden Missstände im Gesund-
heitssystem: Es fehlt vor allem an Ärzten auf dem 
Land, an qualifizierten Pflegekräften und zuneh-
mend auch an Hebammen. Dabei liegen die Lösun-
gen auf der Hand: Die Zulassung zum Medizinstu-
dium darf nicht länger so stark von der Abiturnote 
abhängig sein. So müssen beispielsweise berufs-
spezifische Abschlüsse besser anerkannt werden. 

Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, MdL, 
stellvertretender Fraktionsvorsitzender 
und pflegepolitischer Fraktionssprecher

„Die Rahmenbedingungen 
für Pflegeberufe müssen 
umgehend und entscheidend 
verbessert werden, damit sich 
mehr junge Menschen für 
diese so wichtige Ausbildung 
entscheiden.“

Abgeordnete der FREIE 
WÄHLER Landtagsfraktion 
trafen sich mit Vertretern  
der JFW zu einem Meinungs- 
austausch im Bayerischen 
Landtag: (v. l.) Prof. Dr. 
Michael Piazolo, Johann 
Häusler, Prof. Dr. Peter 
Bauer, Tobias Beck (JFW) 
und Gabi Schmidt.

Auch Matthias Penkala (JFW), Florian Streibl, Eva Gottstein, Dr. Leopold Herz 
und Thorsten Glauber nahmen an dem Treffen teil. 

Der Landesvorsitzende der JUNGEN FREIEN  
WÄHLER Matthias Penkala ärgert sich über die  
vollmundigen Versprechungen der Staatsregierung,  
den Breitbandausbau schnell vorantreiben zu wollen –  
dabei sind nur 900 Millionen der 1,5 Milliarden bereit-
gestellter Mittel tatsächlich in der Förderung. 

Dr. Peter Bauer fordert, dass die 
Rahmenbedingungen für Pflege-
berufe endlich verbessert werden 
müssen.

Als Sofortmaßnahme müssen die Rah-
menbedingungen für Pflegeberufe deut-
lich verbessert werden, damit sich mehr 
junge Menschen für diese so wichtige 
Ausbildung entscheiden. Das gilt auch 
für Hebammen: Für diese fordern wir 
unter anderem einen Haftungsfreistel-
lungsfonds – damit sich der Beruf der 
Hebamme endlich auch wieder finanzi-
ell lohnt.
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Seit einigen Jahren greift der Staat beim Ausbau 
von Autobahnen auf Öffentlich-Private Partner-
schaften (ÖPP) zurück. Das Prinzip: Private Un-
ternehmen finanzieren und bauen im Auftrag des 
Staates eine Autobahn – im Gegenzug verzichtet 
der Staat über einen vereinbarten Zeitraum auf 
die Mauteinnahmen in diesem Bereich, die statt-
dessen in die Kasse des Autobahnbauers fließt. 
Der vermeintliche Vorteil für das „Ö“, den öffentli-
chen Sektor: Straßenbaumaßnahmen und andere 
Infrastrukturprojekte können kurzfristig und ohne 
Neuverschuldung realisiert werden – bezahlt wird 
durch den Verzicht auf künftige Einnahmen. Der 
erhoffte Vorteil für das „P“, den privaten Partner: 
langfristige Einnahmen für Bauunternehmen. Eine 
Win-Win-Situation? Mitnichten!

Denn bis 2014 sind nach einem Gutachten des 
Bundesrechnungshofs fünf der sechs realisierten  
Autobahnprojekte teurer geworden, als dies bei einer 
konventionellen Umsetzung der Fall gewesen wäre. 
Beispiel eins: Der Langzeit-Ausbau der Bundesauto-
bahn A1 zwischen Hamburg und Bremen, dessen Be-
treibergesellschaft die Insolvenz droht. Beispiel zwei: 

Thorsten Glauber, MdL und verkehrspolitischer 
Sprecher

Wenn der Bund andere für sich bauen lässt, geht das zulasten des Steuerzahlers – das zeigen die Ausbau­

projekte entlang der Bundesautobahnen A1, A94 und A8, die alle durch Öffentlich-Private Partnerschaften 

(ÖPP) realisiert wurden.

Auch der Ausbau der A94 zwischen dem oberbayeri-
schen Pastetten und Heldenstein belastet den Geld-
beutel des Steuerzahlers mit nunmehr 770 Millionen 
statt 440  Millionen Euro. Und Beispiel drei: der Au-
tobahnausbau der A8 zwischen Augsburg und Ulm, 
deren Betreiber eine Nachforderung in Höhe von drei 
Millionen Euro gestellt haben sollen.

Die Privatisierungsstrategie der Bundesregierung 
ist eine Kostenfalle, von der nur die Betreiberge-
sellschaften profitieren. Wir FREIE WÄHLER for-
dern deshalb, Öffentlich-Private Partnerschaften 
(ÖPP) beim Autobahnausbau zu stoppen. Sämtliche 
ÖPP-Projekte, die sich derzeit in Planung oder Um-
setzung befinden, müssen sofort beendet werden. 
Leider sieht das die Landtags-CSU wieder einmal 
anders: Unseren Antrag, sich auf Bundesebene 
dafür einzusetzen, dass Öffentlich-Private Partner-
schaften beim Autobahnaus- und -neubau künftig 
ausgeschlossen werden, hat sie abgelehnt. 

			   Notbremse 
bei Öffentlich-Privaten  
		  Partnerschaften ziehen!

Ob unzureichende Hebammenversorgung, Ärzte-
mangel auf dem Land, Schließungen von Kranken-
häusern, Pflegenotstand: Der Gesundheitssektor in 
Bayern muss dringend auf den Prüfstand. Das gilt 
auch für die Personalknappheit bei der Polizei mit 
zwei Millionen Überstunden, Unterrichtsausfall 
wegen Lehrermangel an Schulen und Mangel an 
Kinderbetreuungsplätzen vor allem in den Städ-
ten. Sogar die drei bayerischen Feuerwehrschulen 
haben zu wenig Ausbilder, die Wartezeiten für bei-
spielsweise Gruppenführerlehrgänge sind häufig 
sehr lange. Unser diesbezüglicher Antrag für mehr 
Personal wurde natürlich abgelehnt ...

Auch die Endzeitstimmung auf vielen Bauernhöfen 
mit massiver Zunahme an psychischen Proble-
men wegen Verschuldung und massiver Arbeits-
belastung, nicht nur bei Wachstumsbetrieben, wird 
von der Staatsregierung bislang beflissentlich 
ausgeblendet. Das passt nicht ins „Paradies“. Hier 
brauchen wir dringend gezielte einzelbetriebliche  
Zukunftspläne, bevor unsere Kinder Bauernhöfe 
nur noch im Bilderbuch erleben können. Politik für 
die Heimat statt Politik für die Großkonzerne, die 
riesige Stromtrassen durchs (Bauern-)Land schla-
gen wollen, ist dringend nötig! Die Altersarmut 
nimmt selbst im reichen Bayern sprunghaft zu, die 
Tafeln für Bedürftige, bekannt aus der Notzeit nach 
dem Krieg, erleben wieder massiven Zulauf, auch 
von einheimischen Älteren und Alleinerziehenden. 

		  Nicht nur  
„paradiesische“ 	Zustände  
			   in Bayern!

Hubert Aiwanger, MdL und Fraktionsvorsitzender

Anfang des Jahres war es wieder soweit: Der damalige Ministerpräsident 

Seehofer beschwor einmal mehr die „uneingeschränkt paradiesischen“  

Zustände in Bayern. Bei allem Optimismus – die Realität ist durchwachsen.

Da macht auch der Bericht der Enquete-Kommis-
sion „Gleichwertige Lebensverhältnisse in Bayern“ 
nicht eben Mut. Denn Bayerns starke und schwache 
Regionen driften weiter auseinander - und das, ob-
wohl in der bayerischen Verfassung auf unser Be-
treiben hin längst verankert ist, dass es sich überall 
in Bayern gleich gut leben lassen muss. Stattdes-
sen kommen die Städte mit der Bereitstellung der 
nötigen Infrastruktur nicht hinterher und den länd-
lichen Gemeinden fehlt es an finanziellen Mitteln, 
um überhaupt die Grundversorgung – Breitband, 
Mobilfunk und ÖPNV – vorzuhalten.

Die Wahrheit ist: Bayern ist vielerorts eher eine 
Baustelle als ein Paradies. Im Freistaat läuft zwar 
vieles besser als in anderen Bundesländern, aber 
es gibt genügend Probleme, die gelöst werden müs-
sen. Statt eine Politik der Worthülsen zu betreiben, 
braucht es deshalb jetzt vor allem eins: die richti-
gen Ideen, durchdachte Konzepte und endlich auch 
den Mut, sich den Fehlentwicklungen zu stellen 
und sie zu korrigieren. Das ist unser Arbeitsauftrag.

„Bayern ist vielerorts eher eine  
Baustelle als ein Paradies.“
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Produktköniginnen zu Gast im Landtag
Auf Einladung unserer frauenpolitischen Sprecherin Eva 
Gottstein trafen sich 70 ehemalige und amtierende Produktkö-
niginnen aus dem gesamten Freistaat im bayerischen Land-
tag und berichteten auf dem Podium von Erfahrungen in ihrer 
Amtszeit. Zur Sprache kamen auch die mangelnde Vereinbar-

keit von Familie und Beruf, die Debatte um das Betreuungs-
geld und das Rollenbild der Frau. Auch Themen wie sexuelle 
Gewalt und sexuelle Belästigung dürften nicht länger klein- 
geredet werden, forderte Gottstein, und griff damit die aktuelle 
#MeToo-Debatte auf. 

07. November 2017
Mit der Ausstellung „Frau Abgeordnete, Sie haben das Wort! – 
Frauen gestalten Politik in Bayern 1946-2016“ lässt der Baye-
rische Landtag starke Parlamentarierinnen der vergangenen 

Jahrzehnte zu Wort kommen. Bei 
der Ausstellungseröffnung sind auch 
unsere beiden Landtagsabgeordne-
ten Eva Gottstein und Gabi Schmidt 
sowie unsere Europaabgeordnete Ul-
rike Müller vertreten.

26. Januar 2018
„Familie, Bürger, Kommune: Verantwortung beginnt vor Ort“ – 
so das Motto unseres Neujahrsempfangs im Bayerischen Land-

tag. Fraktionschef Hubert Aiwanger 
kann unter den rund 650 Gästen neben 
seinen Fraktionskollegen auch die Eu-
ropaabgeordnete Ulrike Müller sowie 
zahlreiche Landräte begrüßen.

06. Februar 2018
Nach dem Abschlussbericht der Enquete-Kommission 
„Gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Bayern“ reichen 
die FREIEN WÄHLER ein umfangreiches Paket mit 23 Anträ-
gen ein. Mit den Einzelmaßnahmen wollen sie ländliche Re-

gionen gezielt fördern und die 
Metropolregionen entlasten, um 
ein weiteres Auseinanderdriften 
starker und schwacher Gebiete zu 
verhindern. 

Kurz  
berichtet

Was sonst noch los war …

Rund 70 Königinnen aus dem ganzen Freistaat trafen sich im bayerischen Landtag.

19. – 28. Januar 2018
Die FREIEN WÄHLER besuchen die Internationale Grüne 

Woche in Berlin, um sich mit 
den bayerischen Ausstellern 
über die internationalen Ab-
satzchancen ihrer Erzeugnisse 
sowie die touristischen Ange-
bote auszutauschen. 

Prof. Dr. Michael Piazolo

Geboren am 22. Oktober 1959 in Stuttgart
 
Wohnort: München
 
Familienstand: ledig
 
Aubildung: Studium der Rechtswissenschaft 
an der LMU und der Universität Lausanne, 
Referendariat, Studium an der Verwaltungs-
hochschule Speyer, Promotion, Studium an 
der Hochschule für Politik, Habilitation an der 
Universität Augsburg
 
Beruf: Professor der Politikwissenschaft
 
Religion: katholisch

Michael Piazolo
„Ich engagiere mich, ...

... weil ich unsere Gesellschaft aktiv mitgestalten möchte.“

Wenn ich im Alleingang ein Gesetz beschließen könnte, würde ich ... 
... Volksbegehren und Volksentscheide in Bayern erleichtern, damit die 
Bürger die Politik mehr mitgestalten können.

Wenn ich mir einen Arbeitsplatz oder ein Amt frei wählen könnte, 
würde ich ... 
... gerne als Bootsverleiher am Starnberger See arbeiten. 

Um mehr Jugendliche für Politik zu interessieren, würde ich ...
... das Wahlalter auf 16 Jahre senken, damit auch die Politik wieder mehr 
Rücksicht auf die Zukunft und Interessen der nachfolgenden Generatio-
nen nimmt und die jungen Menschen mehr in den Fokus rückt.

Wenn ich einen Abend lang das Fernsehprogramm bestimmen könnte, 
würde ich ...
... das Programm an diesem Abend abdrehen, damit die Menschen zu-
mindest einmal mehr Zeit für Ihre Familie und Freunde haben.

Wenn mich ein Freund nach einem Tipp für seinen Bayern-Urlaub fragt, 
würde ich ...
... ihm einen Münchenbesuch empfehlen. Nach einer Wanderung am 
Isarhochufer mit Blick über unsere Landeshauptstadt und die schöne Isar 
sollte er dann den Tag in einem der wunderschönen Münchner Biergär-
ten ausklingen lassen.

Wenn ich mal einen völlig freien Tag hätte, würde ich ...
... mir erlauben auch mal nichts zu machen.

Wenn ich einen Traum in die Wirklichkeit umsetzen könnte, würde ich…
... gerne den Zaubertrank von Miraculix ausprobieren.

Wenn ich eine Zeitmaschine hätte, würde ich…
... aus purer Neugier zu den wichtigsten Momenten der Geschichte reisen.
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